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Änderungsprotokoll zum DBA mit  
Luxemburg: Relevante Neuerungen 
für grenzüberschreitend Beschäf-
tigte  

Seit dem 1. Januar 2024 ist das neue Änderungs-
protokoll zum Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA) zwischen Deutschland und Luxemburg anzu-
wenden. Über die einzelnen Änderungen des DBA 
hatten wir bereits im September 2023 berichtet. Zur 
einheitlichen Anwendung und Auslegung des DBA 
hat Deutschland im Januar 2024 zudem eine neue 
Konsultationsvereinbarung mit Luxemburg abge-
schlossen, welche detaillierte Ausführungen zur 
steuerlichen Behandlung von Arbeitslohn umfasst. 
In diesem Beitrag stellen wir Ihnen die relevanten 
Neuerungen für Arbeitnehmende, die grenzüber-
schreitend tätig sind, vor: 

Ausweitung der Bagatellregelung für Home-
Office-Tätigkeit 
 
Übt ein in Deutschland ansässiger Mitarbeitender 
seine berufliche Tätigkeit in Luxemburg aus, ist sein 
Arbeitslohn regelmäßig in Luxemburg zu versteu-
ern. Was passiert nun aber, wenn der Mitarbeitende 
eine gewisse Anzahl an Arbeitstagen im Home-
Office in Deutschland verbringt? Nach dem bisher 
geltenden DBA führte dies grundsätzlich dazu, dass 
diese Arbeitstage dann im Ansässigkeitsstaat 
Deutschland zu versteuern waren. Allerdings 
schlossen Deutschland und Luxemburg für kurzfris-
tige Home-Office-Tätigkeiten bereits im Jahr 2011 
eine Konsultationsvereinbarung ab. Diese sah vor, 
dass Beschäftigte bis zu 19 Tage pro Kalenderjahr 
im Home-Office im Ansässigkeitsstaat arbeiten 
konnten, ohne dass der Tätigkeitsstaat sein Besteu-
erungsrecht für diese Arbeitstage verliert. 
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Diese Bagatellregelung wurde nun in Artikel 14 Abs. 
1a und damit in den Gesetzestext des DBA 
Deutschland / Luxemburg übernommen und auf 34 
Arbeitstage ausgeweitet. Folglich kann ein in 
Deutschland ansässiger Mitarbeitender nun ab 
2024 bis zu 34 Tage im Home-Office arbeiten, ohne 
dadurch eine Besteuerung in Deutschland auszulö-
sen. Diese Regelung gilt unseres Erachtens bei-
spielsweise auch in Fällen, in denen ein in Deutsch-
land ansässiger Mitarbeitender zwar über einen 
Arbeitsvertrag mit einem deutschen Unternehmen 
verfügt, aber einer Betriebsstätte seines Arbeitge-
bers in Luxemburg zugeordnet ist. 

Die neue Konsultationsvereinbarung, die grundsätz-
lich ebenfalls ab 1. Januar 2024 anzuwenden ist, 
enthält außerdem zusätzliche Erläuterungen zur 
Anwendung der 34-Tage-Regelung. Sie stellt bei-
spielsweise klar, dass die Obergrenze von 34 Ar-
beitstagen pro Kalenderjahr auch für Teilzeitbe-
schäftigte und bei nur unterjährig ausgeübter Arbeit 
gilt. Es kommt in diesen Fällen nicht zu einer anteili-
gen Kürzung der Bagatellgrenze. Allerdings zählen 
auch Tage mit verkürzter Arbeitszeit als volle Ar-
beitstage. Lediglich Tätigkeiten von unter 30 Minu-
ten sind nicht als Arbeitstag zu werten. 

Wechsel von der Freistellungs- zur Anrech-
nungsmethode bei tatsächlicher Nichtbesteue-
rung: Auswirkungen auf luxemburgische Über-
stundenvergütungen 
 
Bei Einkünften aus nicht selbstständiger Arbeit wird 
die Doppelbesteuerung grundsätzlich durch Frei-
stellung des Arbeitslohns im anderen Staat vermie-
den. Im neuen DBA Luxemburg / Deutschland 
wurde nun allerdings eine Vorschrift ergänzt, die ei-
nen Wechsel hin zur Anrechnungsmethode vor-
sieht, wenn der Staat, dem eigentlich das Besteue-
rungsrecht zusteht, die Einkünfte tatsächlich nicht 
besteuert. Zur Vermeidung sogenannter „weißer 
Einkünfte“, das heißt unbesteuerter Einkünfte, ge-
währt der andere Staat in diesem Fall keine Frei-
stellung, sondern lediglich eine Anrechnung der 
ausländischen Steuer. Diese Steueranrechnung 
läuft allerdings ins Leere, da im Ausland tatsächlich 
keine Steuer erhoben wurde.  

Relevant wird diese Neuregelung beispielsweise im 
Kontext von Löhnen, die für Überstunden gezahlt 
werden. Diese sind in Luxemburg einkommensteu-
erfrei. Die Konsultationsvereinbarung zwischen 
Deutschland und Luxemburg weist explizit darauf 
hin, dass derartige Zahlungen als tatsächlich nicht 
besteuert gelten. Daher gewährt der Ansässigkeits-
staat in diesem Fall keine Freistellung, obwohl ge-
mäß dem Doppelbesteuerungsabkommen eigent-
lich dem Tätigkeitsstaat das Besteuerungsrecht 

zustehen würde. Dies hat zur Folge, dass Überstun-
denvergütungen bei in Deutschland unbeschränkt 
steuerpflichtigen und in Luxemburg tätigen Mitarbei-
tenden – trotz deren Ableistung in Luxemburg – fak-
tisch der deutschen Besteuerung unterliegen. 

 

 

Update zum Wachstumschancen-
gesetz  

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. März 
2024 dem Wachstumschancengesetz zugestimmt. 
Der Kompromissvorschlag des Vermittlungsaus-
schusses von Bundestag und Bundesrat wurde ent-
sprechend bestätigt.  

Folgende wesentliche Gesetzesänderungen sind in 
dem Einigungsvorschlag enthalten und betreffen 
insbesondere die Besteuerung von Arbeitnehmen-
den:  

Aufhebung der Betragsgrenze bei der Pauschal-
besteuerung von Beiträgen zu einer Gruppenun-
fallversicherung  
 
Beiträge zu einer Gruppenunfallversicherung 
konnte ein Arbeitgeber bisher im Rahmen der Lohn-
steuer mit 20 Prozent pauschal versteuern, wenn 
der steuerliche Durchschnittsbetrag ohne Versiche-
rungssteuer 100 Euro im Kalenderjahr nicht über-
steigt. Dieser Grenzbetrag wurde erstmals für den 
Lohnsteuerabzug 2024 vollständig aufgehoben. 

 

Fazit 

Angesichts einer zunehmend flexiblen und mo-
bilen Arbeitswelt ist die Ausweitung der Baga-
tellregelung für unschädliche Home-Office-Tä-
tigkeit von 19 auf 34 Arbeitstage zu begrüßen. 
Weniger erfreulich ist hingegen, dass die in Lu-
xemburg steuerfreie Auszahlung von Überstun-
den nun zu einer vollständigen Besteuerung in 
Deutschland führt. Unternehmen mit in Luxem-
burg tätigen Mitarbeitenden sollten die Ände-
rungen des DBA entsprechend berücksichtigen. 
Sprechen Sie uns bei Fragen hierzu gerne an. 
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Besteuerung von Firmenwagen 
 
Für reine Elektroautos mit einem Bruttolistenpreis 
bis zu 60.000 Euro wurde bisher als Bemessungs-
grundlage ein Viertel des Bruttolistenpreises für die 
Ermittlung des geldwerten Vorteils für die Nutzung 
eines Firmenwagens herangezogen. Um die Nach-
frage nach umweltfreundlichen Fahrzeugen zu stei-
gern und die gestiegenen Anschaffungskosten an-
gemessen zu berücksichtigen, gilt diese Regelung 
(rückwirkend) ab 2024 für reine Elektroautos mit ei-
nem Bruttolistenpreis bis zu 70.000 Euro. 

Grenzüberschreitende Arbeitnehmerbesteue-
rung 
 
Die beschränkte Steuerpflicht bei Einkünften aus 
nicht selbstständiger Tätigkeit soll erweitert werden. 

Beschränkt steuerpflichtig ist, wer in Deutschland 
weder seinen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat und dessen Tätigkeit im Inland aus-
geübt oder verwertet wird. Die Tätigkeit eines 
Grenzpendlers, die im ausländischen Home-Office 
erbracht wird, galt bisher regelmäßig als nicht im In-
land ausgeübt bzw. verwertet. Ab 2024 wird nun-
mehr in den Fällen, in denen ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) das Be-
steuerungsrecht Deutschland als Tätigkeitsstaat zu-
weist, eine inländische Ausübung oder Verwertung 
fingiert. Dies führt dann zu einer beschränkten 
Steuerpflicht des anteilig auf diese Arbeitstage ent-
fallenden Arbeitslohns. 

Tarifermäßigung 
 
Derzeit kann für bestimmte Lohnbestandteile, wie 
zum Beispiel Entschädigungen oder auch Abfindun-
gen und geldwerte Vorteile aus der verbilligten 
Überlassung von Mitarbeiterbeteiligungen, bereits 
bei der Berechnung der Lohnsteuer eine Tarifermä-
ßigung (sogenannte Fünftel-Regelung) berücksich-
tigt werden. Die bisherige Regelung erfordert kom-
plexe Berechnungen und hohen Prüfungs- und 
Beratungsaufwand. Um Arbeitgeber zu entlasten, 
werden daher ab 2025 die bisherigen Regelungen 
zur Lohnsteuerberechnung im Zusammenhang mit 
tarifermäßigt zu besteuerndem Arbeitslohn ersatz-
los aufgehoben werden. Eine Prüfung der Anwen-
dung der Tarifermäßigung (Fünftel-Regelung) 
kommt dann (nur noch) im Rahmen der Durchfüh-
rung der Veranlagung zur Einkommensteuer in Be-
tracht. 

 

 

Besteuerung von Renten  
 
Die Besteuerung von Renten aus der Basisversor-
gung wird angepasst, um eine künftige „doppelte 
Besteuerung“ der Renten zu vermeiden. Umgesetzt 
wird dies nun durch einen langsameren Anstieg des 
Besteuerungsanteils der Renten aus der Basisver-
sorgung. Die Änderungen gelten grundsätzlich rück-
wirkend ab dem Veranlagungszeitraum 2023 und 
sind dann erstmals im Lohnsteuerabzugsverfahren 
ab dem 1. Januar 2024 anzuwenden. 

Keine Anhebung der Verpflegungspauschalen  
 
Die Pauschalen für Verpflegung für beruflich und 
betrieblich veranlasste Reisen im Inland bei einer 
Abwesenheitsdauer von mehr als 24 Stundens wer-
den nicht angehoben. Es bleibt folglich bei der steu-
erfreien Arbeitgebererstattung, sofern die folgenden 
Beträge nicht überschritten werden und deren Er-
stattungsvoraussetzungen erfüllt sind:  

• 28 Euro für jeden Kalendertag, an dem der Ar-
beitnehmende ganze vierundzwanzig Stunden 
von seiner Wohnung abwesend ist, 

• jeweils 14 Euro für den An- und Abreisetag (un-
abhängig von der tatsächlichen Reisedauer), 
wenn der Arbeitnehmende an diesem, einem 
anschließenden oder vorhergehenden Tag au-
ßerhalb seiner Wohnung übernachtet, 

• 14 Euro für den Kalendertag, an dem der Ar-
beitnehmende ohne Übernachtung außerhalb 
seiner Wohnung mehr als 8 Stunden von seiner 
Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwe-
send ist. 

Betriebsveranstaltungen 
 
Die Zuwendungsgrenze für Betriebsveranstaltungen 
beträgt weiterhin 110 Euro (brutto). 

 
 
 

Hinweis 

Nachdem Bundestag und Bundesrat dem Än-
derungsvorschlag des Vermittlungsausschus-
ses nun zugestimmt haben, kann das Wachs-
tumschancengesetz nach Ausfertigung und 
Verkündung in Kraft treten. 
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Gewinn aus der marktüblichen      
Veräußerung einer Managementbe-
teiligung ist kein Arbeitslohn  

Managementbeteiligungen werden zur Incentivie-
rung, Motivation und Bindung von Schlüssel- und 
Führungskräften eingesetzt. Insbesondere bei 
Wachstumsunternehmen tritt das Ziel der Investo-
ren hinzu, den latenten Prinzipal-Agenten-Konflikt 
zwischen Investoren und Management durch eine 
Angleichung der Interessen zu mildern. Dies erfolgt, 
indem der Wert der Managementbeteiligung an den 
Unternehmenswert geknüpft wird. Weiter verstärkt 
wird diese Interessensangleichung, wenn das Ma-
nagement bei Erwerb der Beteiligung ein finanziel-
les Investment erbringt und folglich neben der 
Chance auf (erhebliche) Wertsteigerungen auch 
das Risiko von Wertminderungen trägt.  

Aus steuerlicher Sicht stellt sich bei eigenem Invest-
ment des Managements die Frage, ob Rückflüsse 
aus der Beteiligung während der Haltephase und 
Veräußerungsgewinne bei Auflösung der Beteili-
gung den Einkünften aus nicht selbstständiger Ar-
beit oder den Kapitaleinkünften zuzurechnen sind. 
Einkünfte aus nicht selbstständiger Arbeit unterlie-
gen dabei dem progressiven Steuersatz, was zu 
Grenzsteuerbelastungen von bis zu 45 Prozent füh-
ren kann (zuzüglich Solidaritätszuschlag und etwai-
ger Kirchensteuer). Kapitaleinkünfte unterliegen hin-
gegen in der Regel der Abgeltungsteuer in Höhe 
von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und 
etwaiger Kirchensteuer). 

Entscheidung des BFH 
 
Der BFH hat mit seinem Urteil vom 14. Dezember 
2023 (Az. VI R 1/21) entschieden, dass der Gewinn 
aus der marktüblichen Veräußerung einer Mitarbei-
terbeteiligung keinen lohnsteuerbaren Vorteil dar-
stellt, auch wenn der Arbeitnehmende die Beteili-
gung an seinem Arbeitgeber zuvor verbilligt 
erworben hat. Ein lohnsteuerbarer Vorteil könne nur 
insoweit vorliegen, als der Arbeitnehmer aus der 
Veräußerung der Mitarbeiterbeteiligung einen durch 
das Arbeitsverhältnis veranlassten marktunüblichen 
Überpreis erzielt.   

In seiner Begründung führt der BFH aus, dass für 
die Annahme von Einkünften aus nicht selbstständi-
ger Arbeit eine Veranlassung durch das individuelle 
Dienstverhältnis erkennbar sein müsse. Dagegen 
liege, wie im vorliegenden Einzelfall, kein Arbeits-
lohn vor, wenn die Zuwendung auf einem selbst-
ständig neben dem Arbeitsverhältnis bestehenden 
Sonderrechtsverhältnis beruhe. Die Beteiligung 

stelle dann eine eigenständige, vom Arbeitsverhält-
nis unabhängige Erwerbsgrundlage dar. Etwaige 
Erträge, wie zum Beispiel in Form von Gewinnaus-
schüttungen oder Veräußerungsgewinnen, seien 
dann nicht nach § 19 EStG, sondern allein nach 
den insoweit einschlägigen Tatbeständen des Ein-
kommensteuergesetzes zu versteuern. Vertraglich 
vereinbarte Leaver-Klauseln, die den Fortbestand 
des Beteiligungsverhältnisses an den Fortbestand 
des Arbeitsverhältnisses knüpfen, stünden der steu-
erlichen Anerkennung der Mitarbeiterbeteiligung als 
Sonderrechtsverhältnis nicht entgegen. 

 

Aktualisierung des Merkblatts für  
internationale Verständigungs- und 
Schiedsverfahren  

Grenzüberschreitende Mitarbeiterentsendungen, 
Remote Working, Workation und andere flexible Ar-
beitsmodelle werden in der heutigen Arbeitswelt im-
mer alltäglicher. Doch mit der zunehmenden Inter-
nationalität steigt auch die Komplexität in der 
steuerlichen Beurteilung des einzelnen Mitarbeiter-
einsatzes. Lokale Steuergesetze und -vorschriften 
sowie deren nationale Auslegungen lassen das Ri-
siko von Steuerstreitigkeiten zwischen den beteilig-
ten Behörden und Ländern steigen. Um eventuelle 
Konflikte strukturiert vorzutragen und lösen zu kön-
nen, enthalten Doppelbesteuerungsabkommen re-
gelmäßig auch Vorschriften für Verständigungs- 

Fazit 

Das Urteil des BFH ist in eine Reihe von Urtei-
len zur Abgrenzung der Einkunftsarten bei Ka-
pitalbeteiligungen von (leitenden) Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen an ihrem 
Arbeitgeber oder einer Konzerngesellschaft ein-
zuordnen. Diese enthalten ebenso wie das vor-
liegende Urteil einige positive Impulse zuguns-
ten der Behandlung als Kapitaleinkünfte. 
Gleichwohl bleibt die steuerliche Behandlung 
einzelfallabhängig, was eine sorgfältige Struktu-
rierung notwendig macht. Sprechen Sie uns 
gerne an, wenn Sie Fragen zu ihrem bereits im-
plementierten Mitarbeiter- oder Management-
beteiligungsprogramm haben oder ein neues 
Beteiligungsprogramm einführen möchten. 
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und Schiedsverfahren. Mittels derer können be-
troffene Steuerpflichtige strittige internationale Steu-
erangelegenheiten mit den zuständigen Behörden 
strukturiert in einem transparenten Verfahren klä-
ren. 

Am 21. Februar 2024 hat das Bundesministerium 
für Finanzen (BMF) das bisherige Merkblatt zu in-
ternationalen Verständigungs- und Schiedsverfah-
ren (Streitbeteiligungsverfahren) auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
(Az. Az. IV B 3 - S-1304 / 21 / 10005 :003) aktuali-
siert und veröffentlicht. Das aktualisierte Merkblatt 
stellt eine wichtige Orientierungshilfe für die Bean-
tragung, Durchführung und den Abschluss bzw. die 
Erledigung von Streitbeteiligungsverfahren dar. Es 
gibt einen Überblick über internationale Verständi-
gungs- und Schiedsverfahren, die auf verschiede-
nen Rechtsgrundlagen beruhen, wie beispielsweise 
dem jeweiligen Artikel zu Verständigungs- und 
Schiedsverfahren des jeweils anzuwendenden Dop-
pelbesteuerungsabkommens (DBA) oder der EU-
Schiedskonvention.  

Die Relevanz solcher Verständigungs- und 
Schiedsverfahren für die Praxis soll an folgendem 
Beispiel aufgezeigt werden: 

Im Dezember 2023 hat das BMF sein aktualisiertes 
Schreiben zur steuerlichen Behandlung des Arbeits-
lohns nach den DBA vom 12. Dezember 2023 ver-
öffentlicht. Über dieses Schreiben haben wir aus-
führlich in unserem Sondernewsletter im Januar 
2024 berichtet.  

Ein besonders gewichtiger Punkt in diesem Schrei-
ben sind die komplexeren Regelungen zur Bestim-
mung der abkommensrechtlichen Ansässigkeit in 
Fällen der doppelten Wohnstätte. Die Ansässigkeit 
ist entscheidend für die Zuweisung des Besteue-
rungsrechts basierend auf den jeweiligen Doppelbe-
steuerungsabkommen. Das BMF führt in seinem 
aktualisierten Schreiben aus, dass entscheidend für 
die Bestimmung der Ansässigkeit die persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen sind, die eine 
Person in bzw. zu dem jeweiligen Land hat. Persön-
liche Beziehungen können beispielsweise der Auf-
enthaltsort der Familie sein, wohingegen sich wirt-
schaftliche Beziehungen beispielsweise auf die 
Belegenheit des Vermögens beziehen. Persönliche 
und wirtschaftliche Beziehungen sind gleichrangig 
nebeneinander zu prüfen und nach objektiven Krite-
rien zu gewichten. Künftig ist daher ein erhöhter Ab-
stimmungsbedarf zwischen den beteiligten Ländern 
erforderlich, um die Ansässigkeit zu bestimmen und 
die Doppelbesteuerung zu vermeiden. Um einen 
Qualifikationskonflikt zu vermeiden, ist grundsätz-
lich die übereinstimmende Meinung beider Länder 

erforderlich. Zudem ist es erforderlich, dass die je-
weiligen Finanzämter der Bestimmung des Ansäs-
sigkeitsstaates zustimmen.  

Ist eine Bestimmung der Ansässigkeit und somit 
eine Einigung über die Zuweisung des Besteue-
rungsrechts nicht möglich, wäre dies ein Beispiel für 
eine Situation, in der ein sogenanntes Verständi-
gungsverfahren zwischen den beiden Staaten anzu-
streben sein könnte. Die Verständigungsklauseln 
der Doppelbesteuerungsabkommen sehen in der 
Regel vor, dass ein Verständigungsverfahren einge-
leitet werden kann, wenn eine Person dies bean-
tragt und darlegt, dass Maßnahmen eines Vertrags-
staats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung 
führen.  

Formalien zur Antragstellung, Fristen, Inhalt des 
Antrags sowie beizufügende Unterlagen etc. sind im 
aktualisierten Merkblatt zu internationalen Verstän-
digungs- und Schiedsverfahren (Streitbeteiligungs-
verfahren) detailliert aufgeführt. Ziel ist, die Dauer 
solcher Verfahren durch eine detaillierte Darlegung 
und Aufbereitung der Sachlage sowie der entspre-
chenden Unterlagen insgesamt zu verkürzen. Nach 
Antragstellung verständigen sich die Behörden und 
informieren die Verfahrensbeteiligten über den Aus-
gang des Verfahrens. 

Fazit 
 
Die bisherige Erfahrung in der Praxis zeigt, 
dass das Führen von Verständigungsverfahren 
durchaus sinnvoll ist, um Klärung von Streitfra-
gen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten, 
die zu einer Doppelbesteuerung führen oder 
bereits geführt haben, zu erhalten. Leider ist 
die Dauer der Verfahren von deren Beginn bis 
zur Beendigung regelmäßig recht lang; erfreuli-
cherweise zeigt die Erfahrung jedoch, dass die 
Verfahren mehrheitlich zu einer Einigung füh-
ren. Insbesondere vor dem Hintergrund wohl-
möglich vermehrt auftretender Qualifikations-
konflikte bei der Bestimmung der Ansässigkeit 
und Zuordnung der Besteuerungsrechte der 
verschiedenen Einkunftsarten steht zu befürch-
ten, dass Verständigungsverfahren zukünftig 
vermehrt an Bedeutung gewinnen. 

 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2024/01/gms-newsletter-januar-2024-adba-kpmg.pdf
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Überobligatorische Beiträge zu        
einer schweizerischen öffentlich-
rechtlichen Pensionskasse   

In der Schweiz gibt es drei Säulen der Altersvor-
sorge, von denen die zweite Säule die berufliche 
Vorsorge ist. Die Beiträge in die zweite Säule der 
schweizerischen Pensionskassen werden in der 
Regel von Arbeitgebern und Arbeitnehmenden ge-
meinsam geleistet. Dabei gibt es zwei Arten von 
Beiträgen: zum einen obligatorische Beiträge und 
zum anderen überobligatorische Beiträge. 

Obligatorische Beiträge sind gesetzlich vorge-
schrieben und müssen von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmenden geleistet werden. Überobligatori-
sche Beiträge dagegen sind freiwillig und können 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmenden geleistet 
werden. Sie dienen dazu, die Altersvorsorge aufzu-
stocken. Die Höhe der überobligatorischen Bei-
träge ist nicht gesetzlich vorgeschrieben und kann 
von Pensionskasse zu Pensionskasse unter-
schiedlich sein. 

Der Bundesfinanzhof entschied nun mit seinem Ur-
teil vom 12. Oktober 2023 (Az. VI R 46/20) über die 
steuerliche Behandlung von überobligatorischen 
Beiträgen zu einer schweizerischen öffentlich-recht-
lichen Pensionskasse im Fall eines deutschen 
Grenzgängers wie folgt: 

Zahlt ein schweizerischer Arbeitgeber für einen in 
Deutschland steuerpflichtigen Arbeitnehmenden 
überobligatorische Beiträge an eine öffentlich-recht-
liche schweizerische Pensionskasse, stellen diese 
im Zeitpunkt der Beitragsleistung nach deutschem 
Steuerrecht Arbeitslohn dar. 

Demnach handelt es sich bei diesen Beiträgen nicht 
um nach § 3 Nr. 62 Satz 1 EStG steuerfreie Zu-
kunftssicherungsleistungen. 

 

Sozialversicherungspflicht für     
Studierende und Praktikant:innen? 

Immer mehr Unternehmen setzen auf die Einstel-
lung von Studierenden und Praktikant:innen, um 
Talente frühzeitig zu entdecken, zu fördern und an 
das Unternehmen zu binden. Bei der Beurteilung 
der sozialversicherungsrechtlichen Beitragspflicht 
sind jedoch verschiedene Regelungen zu beachten. 
Sollte eine fehlerhafte Einstufung vorgenommen 
werden, besteht bei einer Betriebsprüfung das Ri-
siko, dass der Arbeitgeber allein für den Gesamtso-
zialversicherungsbeitrag aufkommen muss und 
schlechtestenfalls zusätzlich Säumniszuschläge er-
hoben werden. 

Geringfügig entlohnte oder kurzfristige Beschäf-
tigung 
 
Die Geringfügigkeitsgrenze für eine geringfügig ent-
lohnte Beschäftigung liegt seit dem 1. Januar 2024 
bei 538 Euro monatlich. Für Beschäftigte, deren Ar-
beitsentgelt regelmäßig diese Grenze nicht über-
steigt, müssen lediglich Rentenversicherungsbei-
träge abgeführt werden. Ein Antrag auf Befreiung 
der Rentenversicherungsbeiträge ist von den Be-
schäftigten zu stellen. 

Von einer kurzfristigen Beschäftigung ist dann die 
Rede, wenn die Dauer der Tätigkeit auf maximal 
drei Monate oder 70 Arbeitstage im Kalenderjahr 
begrenzt ist. Ebenfalls darf die Beschäftigung nicht 
berufsmäßig ausgeübt werden. Sind diese Voraus-
setzungen erfüllt, so sind keine Sozialversiche-
rungsbeiträge abzuführen. 

Fazit 

Dieses Urteil ist insbesondere für deutsche 
Grenzgänger, die der schweizerischen Sozial-
versicherung unterliegen, relevant. Sie müssen 
entsprechende überobligatorische Arbeitgeber-
beiträge zu einer schweizerischen öffentlich-
rechtlichen Pensionskasse zusätzlich als Ar-
beitslohn in Deutschland versteuern. Dafür 
empfiehlt es sich, dass sich betroffene Arbeit-
nehmende jährliche Bescheinigungen der 
schweizerischen Pensionskasse ausstellen las-
sen, um die vollständigen Informationen für die 
Erstellung der deutschen Einkommensteuerer-
klärung vorliegen zu haben. 
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Eine Besonderheit gilt beim Vorliegen mehrerer 
kurzfristiger Beschäftigungen. Ein Überschreiten 
der oben genannten Zeitgrenzen führt grundsätzlich 
ab dem Folgetag zur Sozialversicherungspflicht in 
allen Versicherungszweigen. 

Werkstudentinnen und Werkstudenten 
 
Voraussetzungen für die Einstufung in diese Perso-
nengruppe sind unter anderem die Absolvierung ei-
nes Vollzeitstudiums als ordentliche Studierende 
und die gleichzeitige Ausübung einer mehr als ge-
ringfügig entlohnten- oder mehr als kurzfristigen Be-
schäftigung. Das Vollzeitstudium muss hierbei den 
Schwerpunkt der Gesamttätigkeit darstellen. Als 
Richtwert für den Schwerpunkt einer Beschäftigung 
gilt die 20-Stunden-Grenze oder die 26-Wochen-
Regelung. 

Qualifiziert sich die Person für die Werkstudenten-
regelung, unterliegt die Beschäftigung ausschließ-
lich der Versicherungspflicht in der Rentenversiche-
rung. Arbeitgeber haben jedoch zu beachten, dass 
das Umlageverfahren Anwendung findet. 

Praktikant:innen 
 
Studien- und Prüfungsordnungen von Hochschulen 
verlangen in vielen Fällen die Absolvierung eines 
sogenannten Pflichtpraktikums, welches beitrags-
rechtlich anders zu beurteilen ist als ein freiwilliges 
Praktikum. Ebenfalls hat der Zeitpunkt des Prakti-
kums Einfluss auf die beitragsrechtliche Beurtei-
lung. 

1. Zwischenpraktikum 
 

Ein Zwischenpraktikum liegt vor, wenn dieses in der 
Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschrieben ist 
und während des Studiums stattfindet. Ein Anhalts-
punkt hierfür ist eine bestehende Immatrikulations-
bescheinigung. In diesem Fall handelt es sich nicht 
um ein Beschäftigungsverhältnis im sozialversiche-
rungsrechtlichen Sinne. Es fallen entsprechend, un-
abhängig von der Dauer des Praktikums und der 
Höhe des Entgelts, keine Beiträge zur Sozialversi-
cherung an. 

Wenn es sich um ein nicht vorgeschriebenes Prakti-
kum während des Studiums handelt, sind die Rege-
lungen zu geringfügig entlohnten Beschäftigungen, 
kurzfristigen Beschäftigungen und Werkstudieren-
den zu beachten.  

 

 

2. Vor- und Nachpraktikum 
 

Unterliegen Vor- und Nachpraktika nicht der Stu-
dien- bzw. Prüfungsordnung, finden die beitrags-
rechtlichen Regelungen für geringfügig entlohnte 
oder kurzfristige Beschäftigungen Anwendung. Ver-
sicherungsfreiheit liegt nur dann vor, wenn kein Ent-
gelt für das Praktikum gezahlt wird. 

Unterliegen Vor- und Nachpraktika jedoch der Stu-
dien- bzw. Prüfungsordnung, so handelt es sich um 
einen Teil der betrieblichen Ausbildung. Folglich 
liegt Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozi-
alversicherung vor. Das gilt sogar dann, wenn kein 
Entgelt gezahlt wird. Der Arbeitgeber ist in diesen 
Fällen der Beitragsschuldner für die Renten- und 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge, welche aus ei-
nem fiktiven Arbeitsentgelt berechnet werden müs-
sen. Das fiktive Arbeitsentgelt berechnet sich aus 
einem Prozent der gültigen Bezugsgröße. Für das 
Jahr 2024 beträgt das fiktive Entgelt somit 35,35 
Euro (West) bzw. 34,65 Euro (Ost). 

 

 

Fazit 

Bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurtei-
lung von Studierenden und Praktikant:innen ist 
besondere Sorgfalt geboten:  

Falsche oder unterlassene Sozialversiche-
rungsbeiträge bei Studierenden und Prakti-
kant:innen können bei Betriebsprüfungen der 
Deutschen Rentenversicherung zu Nachzahlun-
gen und Säumniszuschlägen führen. Der Ar-
beitgeber ist dann verpflichtet, die Gesamtsozi-
alversicherungsbeiträge nachzuzahlen und darf 
den unterbliebenen Beitragsabzug der Arbeit-
nehmeranteile nur bei den nächsten drei Ent-
geltabrechnungen nachholen. Ist die betroffene 
Person nicht mehr beschäftigt oder liegt der 
Zeitraum für die Nachforderung länger als drei 
Monate zurück, muss der Arbeitgeber sowohl 
für die eigenen als auch für die Arbeitnehmer-
beiträge aufkommen.  

Sie haben Fragen oder benötigen Hilfe bei der 
sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von 
Studierenden und Praktikant:innen? Sprechen 
Sie uns gern an, unsere Sozialversicherungs-
spezialisten unterstützen Sie gern. 
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GMS Insights – Webcasts 1. Halbjahr 
2024 

Für Ihre Anmeldung registrieren Sie sich bitte direkt 
auf der Webcast-Plattform.  
 
Wir freuen uns über Ihre Teilnahme. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Fokusthema Termin 

Kapitalbeteiligung für alle Mitar-
beitenden – neue Chancen 
durch das Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz (ZuFinG) 

2. April 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Erstattung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen nach Beendi-
gung der Auslandsbeschäfti-
gung 

7. Mai 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Update zur EU Posted Workers 
Directive 

4. Juni 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Die Erweiterung der Anzeige- 
und Berichtigungspflicht nach 
Feststellungen in einer Lohn-
steueraußenprüfung 

2. Juli 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
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Unsere Standorte 
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